
Sehr schnell kam die Frage nach einer Covid-

19-bedingten Mietzinsreduktion auf. Mieter- 

und Hauseigentümerverbände waren sich in-

des uneins, ob und in welchem Rahmen die 

Eigentümer gezwungen werden können, eine 

Mietzinsreduktion zu gewähren. Es konnte 

nicht konkret eruiert werden, wer den Scha-

den durch die bundesrätlichen Massnahmen 

zu tragen hat. Es wurde darüber diskutiert, 

ob die verhängten Massnahmen, wie zum 

Beispiel die Schliessung der Restaurants, 

als Mangel an der Mietsache zu behandeln 

sind und somit ein Recht auf eine Redukti-

on besteht; oder ob eine pandemiebedingte 

Schliessung ein Betriebsrisiko darstellt und 

somit durch die Mietpartei zu tragen ist. 

Leerstände riskieren?
Vom Hauseigentümerverband und vom Mie-

terverband wurde empfohlen, eine individu-

elle Lösung zwischen den jeweiligen Mietern 

und Vermietern zu erarbeiten. Einerseits be-

stand seitens Mieter ein Interesse daran, den 

Mietzins zu reduzieren, da gewisse Mietpar-

teien während des Lockdowns auf Kurzarbeit 

umstellen mussten und auf tiefere Lebens-

haltungskosten angewiesen waren. Auf der 

anderen Seite galt es, Leerstände und somit 

Mietausfälle zu verhindern, gerade wenn das 

Mietverhältnis stets angenehm war. Da auf der 

Eigentümerseite Kosten für die Finanzierung 

sowie für den Unterhalt unverändert bestehen 

bleiben, müssen sich Liegenschaftsbesitzer 

gut überlegen, ob und für wie lange sie Miet-

zinsreduktion gewähren wollen. Was also ist 

fair für beide Seiten? 

Wie erwähnt kann nicht eindeutig definiert 

werden, wer den Schaden tragen muss, da 

hierfür schlicht keine Präzedenzfälle vor-

handen sind. Mieter- und Hauseigentümer-

verband trugen ihre Argumente vor, und der 

Bundesrat nahm sich des Themas an. Er ent-

schied sich, von einer Einmischung in die 

privatrechtlichen Beziehungen zwischen 

den Parteien abzusehen, und plädierte eben-

falls für individuelle Vereinbarungen. Einige 

Kantone, z.B. Baselland, erarbeiteten trotzdem 

eine eigene Lösung. Die Eigentümer müssen 

somit nicht zwingend eine Mietzinsreduktion 

gewähren; allerdings sind Leerstände für die 

Besitzer letztendlich noch teurer. Einige An-

sätze sehen vor, dass die erlassenen Mieten in 

den kommenden Jahren schrittweise zurück-

zuzahlen sind. 

Es kommt auch auf den  
Mietvertrag an
Geschäftsliegenschaften sind stärker betrof-

fen als Mietwohnungen, da die Kosten fürs 

Wohnen im Schnitt 20 % des Haushaltbud-

gets ausmachen und die betroffenen Perso-

nen eher bereit sind, in anderen Bereichen zu 

sparen. Weiter gibt es zu beachten, dass sich 

die Frage nach einer Mietzinsreduktion in-

folge von Vertragsinhalten auch weitgehend 

erübrigen kann. So beispielsweise bei Um-

satzmieten im Detailhandel, da bei solchen 

Verträgen die Basismiete jeweils wesentlich 

tiefer ist. 

Die Zunahme der Homeoffice-Tätigkeit 

bekamen jene Eigentümer zu spüren, die 

gerade in dieser Zeit Sanierungsarbeiten 

ausführen oder einen Erweiterungsbau er-

stellen liessen. Die Reklamationen infolge der 

Lärmemissionen nahmen zu, da die Mieter 

nun öfter und länger zu Hause waren. Viele 

Wohnungsmieter schätzen es, wenn in den 

allgemeinen Räumen Desinfektionsbehälter 

aufgestellt werden und vermehrt desinfiziert 

wird. Solche Massnahmen tragen auch zu 

einer schnellen Bewältigung der Pandemie 

bei, was im Interesse aller Beteiligten ist.

Fazit
Gerade in besonders schwierigen Zeiten 

ist es wichtig, dass Mieter und Eigentümer 

möglichst frühzeitig zusammenkommen, 

um eine individuelle Lösung zu erarbeiten 

und Einbussen bzw. Belastungen auf beiden 

Seiten möglichst gering zu halten. Die Praxis 

hat gezeigt, dass viele Hausbesitzer, die sich 

die gleichbleibenden Zins- und Unterhalts-

kosten leisten konnten und ihren Mieterin-

nen und Mietern entgegenkamen, auf beiden 

Seiten für Zufriedenheit und Wertschätzung 

sorgten. 

Müssen sich Vermieter  
neu erfinden?

Corona legte für längere Zeit ganze Wirtschaftszweige lahm, und  

auch Eigentümer von Wohn- und Renditeliegenschaften blieben nicht 

verschont. Unter anderem stellen sich Immobilienbesitzer folgende  

Fragen: Wie gehe ich als Eigentümer mit den Mietern um? Was darf ich 

als Eigentümer, was muss ich?
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Wie lange dauert der  
Vaterschaftsurlaub?
Seit dem 1. Januar 2021 haben erwerbstäti-

ge Väter Anrecht auf zehn arbeitsfreie Tage. 

Dieser Urlaub kann am Stück oder tageweise 

bezogen werden. Der Anspruch verfällt sechs 

Monate nach der Geburt des Kindes. Bei einer 

Teilzeitbeschäftigung haben die Väter An-

spruch auf zehn Urlaubstage gemäss ihrem 

Beschäftigungsgrad. Der Vaterschaftsurlaub 

wird zusätzlich zu den Ferien gewährt, bzw. 

die Ferien dürfen durch den Vaterschafts-

urlaub nicht gekürzt werden. 

Wer hat Anspruch auf Erwerbsersatz?
Anspruchsberechtigt sind Väter, die zum 

Zeitpunkt der Geburt des Kindes erwerbstä-

tig waren (als Arbeitnehmer oder als Selbst-

ständigerwerbende). Der Vater muss in den 

neun Monaten vor der Geburt des Kinds ob-

ligatorisch bei der AHV versichert gewesen 

sein und während dieser Zeit mindestens 

fünf Monate eine Erwerbstätigkeit ausgeübt 

haben. Des Weiteren muss der Bezüger der 

rechtliche Vater des Kindes sein. Dies erfolgt 

durch Eheschliessung, Vaterschaftsaner-

kennung oder gerichtliches Urteil. Bei einer 

Adoption besteht kein Anspruch auf Vater-

schaftsentschädigung.

Wie hoch ist die Entschädigung?
Analog zur Mutterschaftsentschädigung 

beträgt die Entschädigung 80 % des durch-

schnittlichen Erwerbseinkommens vor der 

Geburt des Kindes. Die Begrenzung liegt bei 

196 Franken pro Tag. Die Auszahlung des Tag-

geldes erfolgt nach dem vollständigen Bezug 

des Vaterschaftsurlaubes oder bei unvollstän-

digem Bezug nach Ablauf der Sechs-Monate- 

Frist. Nicht bezogene Urlaubstage werden 

nicht erstattet. 

Wie hoch sind die Kosten, und wie  
werden diese finanziert?
Die Finanzierung erfolgt über die Erwerbs-

ersatzordnung EO (analog zur Mutterschafts-

entschädigung). Der Beitrag an die EO wurde 

dazu von 0,45 auf 0,5 % erhöht. Arbeitneh-

mende und Arbeitgebende übernehmen je-

weils die Hälfte der Erhöhung. Das Bundesamt 

für Sozialversicherungen schätzt die Höhe 

der Kosten auf CHF 240 Mio. pro Jahr. 

Auch Väter dürfen neu in die Babyferien

Am 27. September 2020 hat das Schweizer Stimmvolk den bezahlten  

Vaterschaftsurlaub mit einer Mehrheit von 60,3 % angenommen. Die neu-

en Bestimmungen sind am 1. Januar 2021 in Kraft getreten. Mit dem Gesetz 

steht den Vätern innerhalb von sechs Monaten nach der Geburt zwei  

Wochen bezahlter Urlaub zu. Ein kurzer Überblick über die Neuerungen.
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